
 
 

 

 
   

alt neu Bemerkung 

Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Biele-
feld 

 
vom 12.11.2015 

 
Der Rat der Stadt Bielefeld hat am 12.11.2015 für 
die Durchführung der in den §§ 59 Abs. 3, 101 – 
104; 105 Abs. 5 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 
(GV NRW. S. 950), enthaltenen Bestimmungen fol-
gende Rechnungsprüfungsordnung beschlossen: 
 

Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Biele-
feld 

 
vom 11.07.2019 

 
Der Rat der Stadt Bielefeld hat am 11.07.2019 für 
die Durchführung der in den §§ 59 Abs. 3, 101 – 
104; 105 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz zur Weiterentwicklung des Kom-
munalen Finanzmanagements für Gemeinden und 
Gemeindeverbände in Nordrhein-Westfalen und 
weiterer kommunalrechtlicher Vorschriften 2. NKF 
Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW) vom 
18.12. 2018 (GV.NRW. S. 759), enthaltenen Best-
immungen folgende Rechnungsprüfungsordnung 
beschlossen: 
 

 
 
 
Redaktionelle Anpassungen 

§ 1 
Rechnungsprüfung 

 
(1) Die Rechnungsprüfung ist ein Beratungs- und 
Kontrollinstrument des Rates und seiner Aus-
schüsse. Sie beinhaltet eine unabhängige, sach-
verständige und konstruktive Beurteilung von ge-
planten und bereits abgeschlossenen Verwaltungs-
vorgängen und wird durch den Rechnungsprü-
fungsausschuss und das Rechnungsprüfungsamt 
wahrgenommen. 
Die Rechnungsprüfung soll den Rat bei seinen Ent-
scheidungen unterstützen und die Verwaltung bei 
ihrer Aufgabenerfüllung kontrollieren und beraten. 
 
  

§ 1 
Rechnungsprüfung 

 
(1) Die Rechnungsprüfung ist ein Beratungs- und 
Kontrollinstrument des Rates und seiner Aus-
schüsse. Sie beinhaltet eine unabhängige, sach-
verständige und konstruktive Beurteilung von ge-
planten und bereits abgeschlossenen Verwaltungs-
vorgängen und wird durch den Rechnungsprü-
fungsausschuss und das Rechnungsprüfungsamt 
wahrgenommen. 
Die Rechnungsprüfung soll den Rat bei seinen Ent-
scheidungen unterstützen und die Verwaltung bei 
ihrer Aufgabenerfüllung kontrollieren und beraten. 
 

Unverändert 
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(2) Gegenstand und Ziel der Haushalts- und Fi-
nanzkontrolle ist es, durch vorbereitende, beglei-
tende oder nachgehende Maßnahmen die Leis-
tungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der Stadtver-
waltung Bielefeld und ihrer Unternehmen, Betriebe 
und Einrichtungen unter Beachtung der Rechtmä-
ßigkeit zu überprüfen und ggfls. entsprechende 
Empfehlungen abzugeben. 
Die Haushalts- und Finanzkontrolle ist wesentlicher 
Bestandteil des Budgetrechtes des Rates. 
 
(3) Nach Maßgabe des § 57 Abs. 2 GO wird ein 
Rechnungsprüfungsausschuss gebildet. 
 
(4) Die Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung 
im Sinne der GO werden vom Rechnungsprüfungs-
amt wahrgenommen. 
 

(2) Gegenstand und Ziel der Haushalts- und Fi-
nanzkontrolle ist es, durch vorbereitende, beglei-
tende oder nachgehende Maßnahmen die Leis-
tungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der Stadtver-
waltung Bielefeld und ihrer Unternehmen, Betriebe 
und Einrichtungen unter Beachtung der Rechtmä-
ßigkeit zu überprüfen und ggfls. entsprechende 
Empfehlungen abzugeben. 
Die Haushalts- und Finanzkontrolle ist wesentlicher 
Bestandteil des Budgetrechtes des Rates. 
 
(3) Nach Maßgabe des § 57 Abs. 2 GO wird ein 
Rechnungsprüfungsausschuss gebildet. 
 
(4) Die Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung 
im Sinne der GO werden vom Rechnungsprüfungs-
amt wahrgenommen. 

§ 2 
Rechnungsprüfungsausschuss 

 
(1) Die Aufgaben des Rechnungsprüfungsaus-
schusses bestimmen sich nach den §§ 59, 101 und 
105 Abs. 5 GO NRW und nach dieser Rechnungs-
prüfungsordnung. 
Zur Durchführung seiner Aufgaben bedient er sich 
des Rechnungsprüfungsamtes. 
 
(2) An den Sitzungen des Rechnungsprüfungsaus-
schusses nehmen die Oberbürgermeisterin bzw. 
der Oberbürgermeister, die Stadtkämmerin bzw. 
der Stadtkämmerer und die Leiterin bzw. der Leiter 
des Rechnungsprüfungsamtes oder deren Vertre-
tungen teil. Auf Anordnung der Oberbürgermeiste-
rin bzw. des Oberbürgermeisters oder auf Verlan-
gen des Rechnungsprüfungsausschusses können 
auch andere Bedienstete hinzugezogen werden. 

§ 2 
Rechnungsprüfungsausschuss 

 
(1) Die Aufgaben des Rechnungsprüfungsaus-
schusses bestimmen sich nach den §§ 59 und 105 
Abs. 6 GO und nach dieser Rechnungsprüfungs-
ordnung. 
Zur Durchführung seiner Aufgaben bedient er sich 
des Rechnungsprüfungsamtes. 
 
(2) An den Sitzungen des Rechnungsprüfungsaus-
schusses nehmen die Oberbürgermeisterin bzw. 
der Oberbürgermeister, die Stadtkämmerin bzw. 
der Stadtkämmerer und die Leiterin bzw. der Leiter 
des Rechnungsprüfungsamtes oder deren Vertre-
tungen teil. Auf Anordnung der Oberbürgermeiste-
rin bzw. des Oberbürgermeisters oder auf Verlan-
gen des Rechnungsprüfungsausschusses können 
auch andere Bedienstete hinzugezogen werden. 

 
 
 
 
Redaktionelle Anpassungen 
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(3) Die Leiterin bzw. der Leiter des Rechnungsprü-
fungsamtes unterzeichnet Vorlagen der Rech-
nungsprüfung an den Rechnungsprüfungsaus-
schuss und/oder an den Rat. Das gilt nicht für die 
Vorlage der Berichte der Gemeindeprüfungsan-
stalt. 
Die Vorlagen an den Rat sind der Oberbürgermeis-
terin bzw. dem Oberbürgermeister vorher zur 
Kenntnis zu geben. 
 
(4) Der Rechnungsprüfungsausschuss entscheidet 
über die weitere Behandlung der Berichte bzw. ein-
zelner Prüfungsbemerkungen sowie sonstiger Vor-
lagen. Hierzu kann er insbesondere auch Aufträge 
an die Verwaltung erteilen. Darüber hinaus kann er 
empfehlende Beschlüsse an andere Ausschüsse 
und die Verwaltung fassen. 
 
(5) Die Angelegenheiten der Rechnungsprüfung 
werden nichtöffentlich behandelt, s. § 21 Abs. 4 i.V. 
mit § 5 Abs. 2 Buchstabe f) der Geschäftsordnung 
des Rates. 
Der Rechnungsprüfungsausschuss kann auf Grund 
eines entsprechenden Beschlusses die Öffentlich-
keit unter Beachtung der datenschutzrechtlichen 
und sonstigen schutzwürdigen Interessen der Stadt 
Bielefeld oder Dritter in geeigneter Weise über Be-
ratungsergebnisse informieren. 
 

 
(3) Die Leiterin bzw. der Leiter des Rechnungsprü-
fungsamtes unterzeichnet Vorlagen der Rech-
nungsprüfung an den Rechnungsprüfungsaus-
schuss und/oder an den Rat. Das gilt nicht für die 
Vorlage der Berichte der Gemeindeprüfungsan-
stalt. 
Die Vorlagen an den Rat sind der Oberbürgermeis-
terin bzw. dem Oberbürgermeister vorher zur 
Kenntnis zu geben. 
 
(4) Der Rechnungsprüfungsausschuss entscheidet 
über die weitere Behandlung der Berichte bzw. ein-
zelner Prüfungsbemerkungen sowie sonstiger Vor-
lagen. Hierzu kann er insbesondere auch Aufträge 
an die Verwaltung erteilen. Darüber hinaus kann er 
empfehlende Beschlüsse an andere Ausschüsse 
und die Verwaltung fassen. 
 
(5) Die Angelegenheiten der Rechnungsprüfung 
werden nichtöffentlich behandelt, s. § 22 Abs. 4 i.V. 
mit § 5 Abs. 2 Buchstabe f) der Geschäftsordnung 
des Rates. 
Der Rechnungsprüfungsausschuss kann auf Grund 
eines entsprechenden Beschlusses die Öffentlich-
keit unter Beachtung der datenschutzrechtlichen 
und sonstigen schutzwürdigen Interessen der Stadt 
Bielefeld oder Dritter in geeigneter Weise über Be-
ratungsergebnisse informieren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassung 
 

§ 3 
Rechtsstellung des Rechnungsprüfungsamtes 

 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist dem Rat unmit-
telbar verantwortlich und ihm in seiner sachlichen 
Tätigkeit unmittelbar unterstellt. 
 

§ 3 
Rechtsstellung des Rechnungsprüfungsamtes 

 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist dem Rat unmit-
telbar verantwortlich und ihm in seiner sachlichen 
Tätigkeit unmittelbar unterstellt. 
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(2) Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürger-
meisterin ist Dienstvorgesetzte bzw. Dienstvorge-
setzter der Dienstkräfte des Rechnungsprüfungs-
amtes. 
 
(3) Das Rechnungsprüfungsamt ist unbeschadet 
seiner unmittelbaren Verantwortlichkeit gegenüber 
dem Rat in der Beurteilung der Prüfungsvorgänge 
an Weisungen nicht gebunden und nur dem Ge-
setz unterworfen. 
 
(4) Die Verpflichtung der Leiterinnen bzw. der Lei-
ter der Organisationseinheiten zur eigenständigen 
Prüfung und Kontrolle in ihrem Dienstbereich wird 
durch die Rechnungsprüfungsordnung nicht be-
rührt. 
 
(5) In Erfüllung seiner Aufgaben ist das Rech-
nungsprüfungsamt gemäß § 13 Abs. 3 DSG NRW 
berechtigt, personenbezogene Daten zu verarbei-
ten. 
 

(2) Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürger-
meisterin ist Dienstvorgesetzte bzw. Dienstvorge-
setzter der Dienstkräfte des Rechnungsprüfungs-
amtes. 
 
(3) Das Rechnungsprüfungsamt ist unbeschadet 
seiner unmittelbaren Verantwortlichkeit gegenüber 
dem Rat in der Beurteilung der Prüfungsvorgänge 
an Weisungen nicht gebunden und nur dem Ge-
setz unterworfen. 
 
(4) Die Verpflichtung der Leiterinnen bzw. der Lei-
ter der Organisationseinheiten zur eigenständigen 
Prüfung und Kontrolle in ihrem Dienstbereich wird 
durch die Rechnungsprüfungsordnung nicht be-
rührt. 
 
(5) In Erfüllung seiner Aufgaben ist das Rech-
nungsprüfungsamt gemäß § 9 Abs. 1 DSG NRW 
berechtigt, personenbezogene Daten zu verarbei-
ten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassung 
 

§ 4 
Organisation, Bestellung und Abberufung 

 
(1) Die örtliche Rechnungsprüfung besteht aus der 
Leiterin bzw. dem Leiter, den Prüferinnen und Prü-
fern sowie sonstigen Beschäftigten. 
 
(2) Die Leiterin bzw. der Leiter und die Prüferinnen 
und Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes werden 
vom Rat nach Anhörung des Rechnungsprüfungs-
ausschusses und des für Personalangelegenheiten 
zuständigen Ausschusses bestellt und abberufen. 
 

§ 4 
Organisation, Bestellung und Abberufung 

 
(1) Die örtliche Rechnungsprüfung besteht aus der 
Leiterin bzw. dem Leiter, den Prüferinnen und Prü-
fern sowie sonstigen Beschäftigten. 
 
(2) Die Leiterin bzw. der Leiter des Rechnungsprü-
fungsamtes muss die Voraussetzungen des § 101 
Abs. 3 GO erfüllen. Sie bzw. er wird vom Rat nach 
Anhörung des Rechnungsprüfungsausschusses 
und des für Personalangelegenheiten zuständigen 
Ausschusses bestellt und abberufen. Für die Abbe-
rufung ist eine 2/3-Mehrhheit erforderlich. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Neu: Anforderungen an Amtsleitung werden 
erstmals benannt 
 
 
 
Neu: Abberufung mit 2/3-Mehrheit 
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Sie müssen persönlich für die Aufgaben der Rech-
nungsprüfung geeignet sein und über die erforderli-
chen Fachkenntnisse verfügen. 
 

(3) Die Prüferinnen und Prüfer des Rechnungsprü-
fungsamtes werden vom Rat nach Anhörung des 
Rechnungsprüfungsausschusses und des für Per-
sonalangelegenheiten zuständigen Ausschusses 
bestellt und abberufen. 
 
Sie müssen persönlich für die Aufgaben der Rech-
nungsprüfung geeignet sein und über die erforderli-
chen Fachkenntnisse verfügen. 
 

unverändert 
 
 

§ 5 
Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes 

 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist durch vorberei-
tende, begleitende und nachgehende Maßnahmen 
zur Überprüfung der Leistungsfähigkeit und Wirt-
schaftlichkeit unter gleichzeitiger Beachtung der 
Rechtmäßigkeit tätig. Ggfls. empfiehlt es Änderun-
gen. 
 
(2) Das Rechnungsprüfungsamt nimmt die gesetzli-
chen Aufgaben nach § 103 Abs. 1 GO als Pflicht-
aufgaben wahr. 
 
 
Darüber hinaus erfüllt es die durch das Korrupti-
onsbekämpfungsgesetz NRW dem Rechnungsprü-
fungsamt übertragenen Aufgaben. 
 
 
Soweit das Rechnungsprüfungsamt als Vorprü-
fungsstelle für den Landesrechnungshof tätig wird, 
gelten besondere Bestimmungen. 
 
 
 
 

§ 5 
Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes 

 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist durch vorberei-
tende, begleitende und nachgehende Maßnahmen 
zur Überprüfung der Leistungsfähigkeit und Wirt-
schaftlichkeit unter gleichzeitiger Beachtung der 
Rechtmäßigkeit tätig. Ggfls. empfiehlt es Änderun-
gen. 
 
(2) Das Rechnungsprüfungsamt nimmt die gesetzli-
chen Aufgaben nach § 102 Abs. 1 (Jahresab-
schluss und Gesamtabschluss) und § 104 Abs. 1 
GO (Weitere Aufgaben der örtlichen Rechnungs-
prüfung) als Pflichtaufgaben wahr. 
Darüber hinaus erfüllt es die durch das Korrupti-
onsbekämpfungsgesetz NRW dem Rechnungsprü-
fungsamt übertragenen Aufgaben. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
neu hinzukommen: Prüfung der Wirksam-
keit des IKS als gesetzliche Aufgabe 
 
 
 
 
 
Vorprüfung ist entfallen 
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(3) Der Rat überträgt der örtlichen Rechnungsprü-
fung aufgrund des § 103 Abs. 2 GO  
 

1. die Prüfung der Verwaltung einschl. ihrer 
Sondervermögen auf Ordnungsmäßigkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie 
auf die Wirkung von Steuerungs- und Kon-
trollmechanismen 

2. die Prüfung der Betätigung der Gemeinde 
als Gesellschafter, Aktionär oder in Gesell-
schaften und anderen Vereinigungen des 
privaten Rechts oder in der Rechtsform der 
Anstalt des öffentlichen Rechts gemäß § 114 
a GO, 

3. die prozessunabhängige technisch-wirt-
schaftliche Prüfung von Plänen und Kosten-
berechnungen bei Investitionen (§ 14 
GemHVO), 

4. die Prüfung von Bauausführungen und Bau-
abrechnungen, im von der Leiterin bzw. dem 
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes festzu-
setzenden Umfang, 

5. die Prüfung der Verwendung von städti-
schen Mitteln aufgrund besonderer gesetzli-
cher Bestimmungen bzw. vertraglicher Ver-
einbarungen sowie die Prüfung der Verwen-
dung von Fördermitteln und die Erteilung 
von Bestätigungsvermerken, soweit ein För-
dermittelgeber die Prüfung durch eine unab-
hängige Prüfungseinrichtung verlangt, 

(3) Das Rechnungsprüfungsamt kann die in § 104 
Abs. 2 GO genannten Aufgaben übernehmen. Hin-
sichtlich der Prüfung nach Tz. 2 sind Doppelprüfun-
gen in Zusammenhang mit Jahresabschlussprüfun-
gen in den eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen 
zu vermeiden. 
 
(4) Der Rat überträgt der örtlichen Rechnungsprü-
fung aufgrund des § 104 Abs. 3 GO  
 

1. die Prüfung der Verwaltung einschl. ihrer 
Sondervermögen auf Ordnungsmäßigkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie 
auf die Wirkung von Steuerungs- und Kon-
trollmechanismen 

2. die Prüfung der Betätigung der Gemeinde 
als Gesellschafter, Aktionär oder in Gesell-
schaften und anderen Vereinigungen des 
privaten Rechts oder in der Rechtsform der 
Anstalt des öffentlichen Rechts gemäß § 114 
a GO, 

3. die prozessunabhängige technisch-wirt-
schaftliche Prüfung von Plänen und Kosten-
berechnungen bei Investitionen (§ 13 
KomHVO), 

4. die Prüfung von Bauausführungen und Bau-
abrechnungen, im von der Leiterin bzw. dem 
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes festzu-
setzenden Umfang, 

5. die Prüfung der Verwendung von städti-
schen Mitteln aufgrund besonderer gesetzli-
cher Bestimmungen bzw. vertraglicher Ver-
einbarungen sowie die Prüfung der Verwen-
dung von Fördermitteln und die Erteilung 
von Bestätigungsvermerken, soweit ein För-
dermittelgeber die Prüfung durch eine unab-
hängige Prüfungseinrichtung verlangt, 

Neue gesetzliche Bestimmung zur „Kann-
Aufgabe“ des RPA; ergänzende Klarstellung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tz. 1 und 2 bleiben unverändert erhal-
ten; damit werden zwei der drei „Kann-Auf-
gaben“ des § 104 Abs. 2 GO dem RPA als 
Pflichtaufgabe übertragen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassung 
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6. die Prüfung von Buchungsbelegen und -vor-
gängen vor ihrer Zuleitung an die Stadtkasse 
im von der Leiterin bzw. dem Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes festzusetzenden 
Umfang, 

7. die gutachtliche Stellungnahme zu allen be-
absichtigten wichtigen organisatorischen Än-
derungen und wesentlichen Neueinrichtun-
gen in der Verwaltung, insbesondere auf 
dem Gebiet des Finanzmanagements, 

8. die gutachtliche Stellungnahme zur Einfüh-
rung, zu wesentlichen Änderungen und zum 
wirtschaftlichen Einsatz der Informationsver-
arbeitung, 

9. die Aufgaben einer zentralen Antikorrupti-
onsstelle, 

10. die Mitwirkung bei der Einführung neuer 
Führungs- und Steuerungsinstrumente, 

11. die Mitwirkung bei der Aufklärung von Fehl-
beständen am Vermögen der Stadt, 

12. die Beratung der Verwaltung, Betriebe und 
sonstigen Einrichtungen der Stadt, auch mit 
dem Ziel der Prävention vor Unregelmäßig-
keiten, 

13. die Prüfung von Vergaben der Sonderver-
mögen. 

 
(4) Prüfungen (u.a. Zweckmäßigkeits- und Wirt-
schaftlichkeitsprüfungen sowie Prüfungen von 
Vergabeentscheidungen) können bei städtischen 
Gesellschaften im Einzelfall oder auf Dauer, soweit 
gesellschaftsrechtlich zulässig, vorgenommen wer-
den. Hierzu bedarf es eines gesonderten Prüfauf-
trages nach § 6. 
 
(5) Der Rat kann dem Rechnungsprüfungsamt wei-
tere Aufgaben übertragen. 

6. die Prüfung von Buchungsbelegen und -vor-
gängen vor ihrer Zuleitung an die Stadtkasse 
im von der Leiterin bzw. dem Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes festzusetzenden 
Umfang, 

7. die gutachtliche Stellungnahme zu allen be-
absichtigten wichtigen organisatorischen Än-
derungen und wesentlichen Neueinrichtun-
gen in der Verwaltung, insbesondere auf 
dem Gebiet des Finanzmanagements, 

8. die gutachtliche Stellungnahme zur Einfüh-
rung, zu wesentlichen Änderungen und zum 
wirtschaftlichen Einsatz der Informationsver-
arbeitung, 

9. die Aufgaben einer zentralen Antikorrupti-
onsstelle, 

10. die Mitwirkung bei der Einführung neuer 
Führungs- und Steuerungsinstrumente, 

11. die Mitwirkung bei der Aufklärung von Fehl-
beständen am Vermögen der Stadt, 

12. die Beratung der Verwaltung, Betriebe und 
sonstigen Einrichtungen der Stadt, auch mit 
dem Ziel der Prävention vor Unregelmäßig-
keiten, 

13. die Prüfung von Vergaben der Sonderver-
mögen. 

 
(5) Prüfungen (u.a. Zweckmäßigkeits- und Wirt-
schaftlichkeitsprüfungen sowie Prüfungen von 
Vergabeentscheidungen) können bei städtischen 
Gesellschaften im Einzelfall oder auf Dauer, soweit 
gesellschaftsrechtlich zulässig, vorgenommen wer-
den. Hierzu bedarf es eines gesonderten Prüfauf-
trages nach § 6. 
 
6) Der Rat kann dem Rechnungsprüfungsamt wei-
tere Aufgaben übertragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
Unverändert 
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§ 6 
Prüfaufträge 

 
(1) Der Rechnungsprüfungsausschuss kann dem 
Rechnungsprüfungsamt unter Beachtung der dem 
Amt übertragenen Aufgaben Prüfungsaufträge er-
teilen und Unterrichtung über den Stand von Prü-
fungen verlangen. 
 
(2) Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürger-
meister kann innerhalb ihres bzw. seines Amtsbe-
reichs unter Mitteilung an den Rechnungsprüfungs-
ausschuss dem Rechnungsprüfungsamt Aufträge 
zur Prüfung erteilen. 
 

§ 6 
Prüfaufträge 

 
(1) Der Rechnungsprüfungsausschuss kann dem 
Rechnungsprüfungsamt unter Beachtung der dem 
Amt übertragenen Aufgaben Prüfungsaufträge er-
teilen und Unterrichtung über den Stand von Prü-
fungen verlangen. 
 
(2) Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürger-
meister kann innerhalb ihres bzw. seines Amtsbe-
reichs unter Mitteilung an den Rechnungsprüfungs-
ausschuss dem Rechnungsprüfungsamt Aufträge 
zur Prüfung erteilen. 
 

Unverändert 
 
 
 

§ 7 
Befugnisse des Rechnungsprüfungsamtes 

 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist im Rahmen sei-
ner Aufgaben befugt, von allen städtischen Dienst-
stellen sowie von den seiner Prüfung unterliegen-
den Unternehmen, Betrieben und Einrichtungen 
jede für die Prüfung notwendige Auskunft, den Zu-
tritt zu allen Diensträumen, das Öffnen von Behäl-
tern usw. und die Vorlage oder Aushändigung von 
Akten, Schriftstücken und sonstigen Unterlagen zu 
verlangen, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen 
entgegen stehen. 
 
Dazu zählen auch der Zugang zu allen DV-Syste-
men (Hard- und Software) und der Zugriff auf alle 
digitalen Datenbestände. 
 
Die Prüferinnen und Prüfer können die für die 
Durchführung ihrer Prüfungen nach § 103 Abs. 1 
bis 3 GO NRW Aufklärung und Nachweise auch 

§ 7 
Befugnisse des Rechnungsprüfungsamtes 

 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist im Rahmen sei-
ner Aufgaben befugt, von allen städtischen Dienst-
stellen sowie von den seiner Prüfung unterliegen-
den Unternehmen, Betrieben und Einrichtungen 
jede für die Prüfung notwendige Auskunft, den Zu-
tritt zu allen Diensträumen, das Öffnen von Behäl-
tern usw. und die Vorlage oder Aushändigung von 
Akten, Schriftstücken und sonstigen Unterlagen zu 
verlangen, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen 
entgegen stehen. 
 
Dazu zählen auch der Zugang zu allen DV-Syste-
men (Hard- und Software) und der Zugriff auf alle 
digitalen Datenbestände. 
 
Die Prüferinnen und Prüfer können für die Durch-
führung ihrer Prüfungen nach §§ 102 Abs. 1 und 
104 Abs. 1 - 4 GO Aufklärung und Nachweise ver-
langen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an den neuen Gesetzestext hin-
sichtlich der Rechte der Prüfer gegenüber 
Tochterunternehmen und deren Abschluss-
prüfern 
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gegenüber den Abschlussprüfern der verselbstän-
digten Aufgabenbereiche verlangen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Leiterin bzw. der Leiter des Rechnungsprü-
fungsamtes und die Prüferinnen und Prüfer sind 
befugt, Ortsbesichtigungen vorzunehmen und Ver-
anstaltungen zu besuchen. 
 
(3) Das Rechnungsprüfungsamt führt den mit den 
Prüfungsgeschäften verbundenen Schriftwechsel 
selbständig und mit Stellen außerhalb der Verwal-
tung unter der Bezeichnung 

„Stadt Bielefeld - Rechnungsprüfungsamt“. 
 
(4) Die Prüferinnen und Prüfer verwenden für Zei-
chen und Anmerkungen auf den geprüften Unterla-
gen urkundenechte Schreibmittel in grüner Farbe. 
Anderen Stellen der Stadt Bielefeld ist die Benut-
zung von Schreibmitteln in grüner Farbe untersagt, 
mit Ausnahme der technischen Dienststellen für 
Zeichnungen, statische Berechnungen usw. 
 
 
 
 

 
Die mit der Jahresabschlussprüfung Beauftragten 
haben im Zusammenhang mit der Jahresab-
schlussprüfung gegenüber städtischen Mutter- und 
Tochterunternehmen die gleichen Auskunftsrechte 
wie gegenüber der Stadt selbst (§ 102 Abs. 7 GO). 
 
Im Falle der weiteren Prüfungen gem. § 104 Abs. 1 
bis 4 GO können die Prüferinnen und Prüfer Auf-
klärung und Nachweise von Abschlussprüfern der 
verselbständigten Aufgabenbereiche verlangen, die 
für eine sorgfältige Prüfung notwendig sind (§ 104 
Abs. 5 GO). 
 
(2) Die Leiterin bzw. der Leiter des Rechnungsprü-
fungsamtes und die Prüferinnen und Prüfer sind 
befugt, Ortsbesichtigungen vorzunehmen und Ver-
anstaltungen zu besuchen. 
 
(3) Das Rechnungsprüfungsamt führt den mit den 
Prüfungsgeschäften verbundenen Schriftwechsel 
selbständig und mit Stellen außerhalb der Verwal-
tung unter der Bezeichnung 

„Stadt Bielefeld - Rechnungsprüfungsamt“. 
 
(4) Die Prüferinnen und Prüfer verwenden für Zei-
chen und Anmerkungen auf den geprüften Unterla-
gen urkundenechte Schreibmittel in grüner Farbe. 
Anderen Stellen der Stadt Bielefeld ist die Benut-
zung von Schreibmitteln in grüner Farbe untersagt, 
mit Ausnahme der technischen Dienststellen für 
Zeichnungen, statische Berechnungen usw. 
 
Sofern Prüfungen unter Nutzung des DMS erfol-
gen, werden die Prüfzeichen revisionssicher nach 
den im Verfahren bereit gestellten Möglichkeiten 
angebracht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unverändert 
 
 
 
 
Unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung neuer Entwicklungen wie 
z.B. DMS 
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(5) Die Leiterin bzw. der Leiter ist berechtigt, an 
den Sitzungen des Rates und des Rechnungsprü-
fungsausschusses teilzunehmen. Sie bzw. er kann 
nach pflichtgemäßem Ermessen Prüferinnen und 
Prüfer zu ihrer bzw. seiner Unterstützung hinzuzie-
hen. 
 

 
(5) Die Leiterin bzw. der Leiter ist berechtigt, an 
den Sitzungen des Rates und des Rechnungsprü-
fungsausschusses teilzunehmen. Sie bzw. er kann 
nach pflichtgemäßem Ermessen Prüferinnen und 
Prüfer zu ihrer bzw. seiner Unterstützung hinzuzie-
hen. 
 

 
Unverändert 
 
 

§ 8  
Pflichten der der Prüfung unterliegenden Stel-

len 
 
(1) Die unter § 7 Abs. 1 genannten Stellen haben 
die Prüferinnen und Prüfer im notwendigen Umfang 
zu unterstützen. 
 
(2) Die Verwaltung und die sonstigen der Prüfung 
unterliegenden Stellen haben dem Rechnungsprü-
fungsamt alle die für die ordnungsgemäße Wahr-
nehmung der in § 5 beschriebenen Aufgaben not-
wendigen Unterlagen unverzüglich zuzuleiten; 
dazu gehören insbesondere: 
 

- Tagesordnungen mit sämtlichen Anlagen 
und Sitzungsniederschriften des Rates, sei-
ner Ausschüsse und der Bezirksvertretun-
gen; 

- Vorschriften und Verfügungen, die das 
Haushalts- oder Rechnungswesen betref-
fen; 

- Prüfberichte und Regelungen anderer Prü-
fungseinrichtungen und Stellen (Gemeinde-
prüfungsanstalt, Bundesrechnungshof, Lan-
desrechnungshof, Bezirksregierung, Fi-
nanzamt u.a.) mit den Stellungnahmen der 
Verwaltung sowie Gutachten, 

§ 8  
Pflichten der der Prüfung unterliegenden Stel-

len 
 
(1) Die unter § 7 Abs. 1 genannten Stellen haben 
die Prüferinnen und Prüfer im notwendigen Umfang 
zu unterstützen. 
 
(2) Die Verwaltung und die sonstigen der Prüfung 
unterliegenden Stellen haben dem Rechnungsprü-
fungsamt alle die für die ordnungsgemäße Wahr-
nehmung der in § 5 beschriebenen Aufgaben not-
wendigen Unterlagen unverzüglich möglichst in 
elektronischer Form zuzuleiten; dazu gehören ins-
besondere: 

- Tagesordnungen mit sämtlichen Anlagen 
und Sitzungsniederschriften des Rates, sei-
ner Ausschüsse und der Bezirksvertretun-
gen; 

- Vorschriften und Verfügungen, die das 
Haushalts- oder Rechnungswesen betref-
fen; 

- Prüfberichte und Regelungen anderer Prü-
fungseinrichtungen und Stellen (Gemeinde-
prüfungsanstalt, Bundesrechnungshof, Lan-
desrechnungshof, Bezirksregierung, Fi-
nanzamt u.a.) mit den Stellungnahmen der 
Verwaltung sowie Gutachten, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung neuer Entwicklungen wie 
z.B. DMS 
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- Jahresabschlüsse einschließlich der Ge-
schäftsberichte der Einrichtungen und Un-
ternehmen sowie Prüfungsberichte der 
Wirtschaftsprüfer/innen; 

- Arbeitsergebnisse von Arbeits- und Projekt-
gruppen, die sich mit Änderungen in der Or-
ganisation und Automation befassen; 

- Namen, Funktionen und Unterschriftspro-
ben der verfügungs-, anordnungs- und 
zeichnungsberechtigten Bediensteten, so-
weit Feststellungen oder Anordnungen nicht 
digital erteilt werden. Das gleiche gilt für die 
Bediensteten, die berechtigt sind, für die 
Stadt Verpflichtungserklärungen abzuge-
ben; hierbei ist der Umfang der Vertretungs-
befugnis zu vermerken; 

- die Vertragsentwürfe, soweit wesentlich, zur 
Neugründung von Gesellschaften oder zur 
Beteiligung an Gesellschaften bzw. Ände-
rung der Beteiligung rechtzeitig vor der Ent-
scheidung; 

- Unterlagen für Vergabeprüfungen so früh-
zeitig (in der Regel 7 Tage), dass eine 
sachgerechte Prüfung möglich ist. 

 
Darüber hinaus erstreckt sich diese Verpflichtung 
auf alle weiteren Unterlagen, die vom Rechnungs-
prüfungsamt zur Erledigung der Prüfungstätigkeit 
angefordert werden. 
Insb. sind Verträge vor ihrer Unterzeichnung auf 
Verlangen der örtlichen Rechnungsprüfung vorzu-
legen. 
 
(3) Über alle wesentlichen Änderungen 

- in der Organisation der Verwaltung, 
- auf dem Gebiet des Haushalts- und Rech-

nungswesens, 

- Jahresabschlüsse einschließlich der Ge-
schäftsberichte der Einrichtungen und Un-
ternehmen sowie Prüfungsberichte der Wirt-
schaftsprüfer/innen; 

- Arbeitsergebnisse von Arbeits- und Projekt-
gruppen, die sich mit Änderungen in der Or-
ganisation und Automation befassen; 

- Namen, Funktionen und Unterschriftspro-
ben der verfügungs-, anordnungs- und 
zeichnungsberechtigten Bediensteten, so-
weit Feststellungen oder Anordnungen nicht 
digital erteilt werden. Das gleiche gilt für die 
Bediensteten, die berechtigt sind, für die 
Stadt Verpflichtungserklärungen abzuge-
ben; hierbei ist der Umfang der Vertretungs-
befugnis zu vermerken; 

- die Vertragsentwürfe, soweit wesentlich, zur 
Neugründung von Gesellschaften oder zur 
Beteiligung an Gesellschaften bzw. Ände-
rung der Beteiligung rechtzeitig vor der Ent-
scheidung; 

- Unterlagen für Vergabeprüfungen so früh-
zeitig (in der Regel 7 Tage), dass eine 
sachgerechte Prüfung möglich ist. 

 
Darüber hinaus erstreckt sich diese Verpflichtung 
auf alle weiteren Unterlagen, die vom Rechnungs-
prüfungsamt zur Erledigung der Prüfungstätigkeit 
angefordert werden. 
Insb. sind Verträge vor ihrer Unterzeichnung auf 
Verlangen der örtlichen Rechnungsprüfung vorzu-
legen. 
 
(3) Über alle wesentlichen Änderungen 

- in der Organisation der Verwaltung, 
- auf dem Gebiet des Haushalts- und Rech-

nungswesens, 
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- in der Informationsverarbeitung, 
- und die Bildung von diesbezüglichen Ar-

beits- und Projektgruppen 
(z.B. durch Dienstanweisungen oder Organisati-
onsverfügungen) ist das Rechnungsprüfungsamt 
rechtzeitig zu unterrichten. Die Frage der Wesent-
lichkeit der Änderung entscheidet die Leitung des 
Rechnungsprüfungsamtes, im Konfliktfall der Rech-
nungsprüfungsausschuss. 
 
(4) Soweit Verwaltungsaufgaben, die der Prüfung 
durch das Rechnungsprüfungsamt unterliegen, an 
Dritte übertragen werden, ist festzulegen, wie die 
Prüfung nach der Übertragung erfolgt. 
 
(5) Alle städtischen Stellen haben das Rechnungs-
prüfungsamt unter Darlegung des Sachverhalts un-
verzüglich von allen festgestellten oder vermuteten 
Unregelmäßigkeiten, Verlusten durch Diebstahl, 
Beraubung, Kassenfehlbeträgen, welche der bzw. 
dem Verantwortlichen für die Finanzbuchhaltung zu 
melden sind, zu unterrichten. 
 
(6) Bei Störungen von Einrichtungen der Informati-
onsverarbeitung, die zu erheblichen Verzögerun-
gen in der Abwicklung der laufenden Arbeiten füh-
ren, ist das Rechnungsprüfungsamt in Kenntnis zu 
setzen. 
 
(7) Gutscheine und andere geldwerte Drucksachen 
dürfen nur nach Anhörung des Rechnungsprü-
fungsamtes eingeführt werden. 
 
 

- in der Informationsverarbeitung, 
- und die Bildung von diesbezüglichen Ar-

beits- und Projektgruppen 
(z.B. durch Dienstanweisungen oder Organisati-
onsverfügungen) ist das Rechnungsprüfungsamt 
rechtzeitig zu unterrichten. Die Frage der Wesent-
lichkeit der Änderung entscheidet die Leitung des 
Rechnungsprüfungsamtes, im Konfliktfall der Rech-
nungsprüfungsausschuss. 
 
(4) Soweit Verwaltungsaufgaben, die der Prüfung 
durch das Rechnungsprüfungsamt unterliegen, an 
Dritte übertragen werden, ist festzulegen, wie die 
Prüfung nach der Übertragung erfolgt. 
 
(5) Alle städtischen Stellen haben das Rechnungs-
prüfungsamt unter Darlegung des Sachverhalts un-
verzüglich von allen festgestellten oder vermuteten 
Unregelmäßigkeiten, Verlusten durch Diebstahl, 
Beraubung, Kassenfehlbeträgen, welche der bzw. 
dem Verantwortlichen für die Finanzbuchhaltung zu 
melden sind, zu unterrichten. 
 
(6) Bei Störungen von Einrichtungen der Informati-
onsverarbeitung, die zu erheblichen Verzögerun-
gen in der Abwicklung der laufenden Arbeiten füh-
ren, ist das Rechnungsprüfungsamt in Kenntnis zu 
setzen. 
 
(7) Gutscheine und andere geldwerte Drucksachen 
dürfen nur nach Anhörung des Rechnungsprü-
fungsamtes eingeführt werden. 
 

§ 9 
Ablauf der Prüfungen 

 

§ 9 
Ablauf der Prüfungen 

 

Unverändert 
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(1) Die Prüferinnen und Prüfer unterrichten die Lei-
tungen der geprüften Stellen über den Prüfungs-
zweck. Dies gilt nicht, wenn die Unterrichtung den 
Prüfungszweck gefährden könnte sowie für turnus-
mäßig wiederkehrende Prüfungen und für Routi-
neprüfungen. 
 
(2) Werden bei Durchführung der Prüfung wesentli-
che Unkorrektheiten und Unregelmäßigkeiten fest-
gestellt, so sind die Oberbürgermeisterin bzw. der 
Oberbürgermeister und die bzw. der Vorsitzende 
des Rechnungsprüfungsausschusses unverzüglich 
zu unterrichten. Dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss ist in seiner nächsten Sitzung zu berichten. 
 
(3) Bei auftretenden Schwierigkeiten ist die bzw. 
der zuständige Beigeordnete, notfalls die Oberbür-
germeisterin bzw. der Oberbürgermeister um ein 
Einschreiten zu bitten. 
 
(4) Grundsätzlich sind alle Prüfungen mit einem 
Bericht abzuschließen. Vor dessen endgültiger Ab-
fassung sollen die wesentlichen Prüfungserkennt-
nisse in einem Abschlussgespräch erörtert werden. 
 
(5) Das Rechnungsprüfungsamt fordert unter Beifü-
gung des Prüfungsberichtes bzw. eines Berichts-
auszuges auf dem Dienstweg die erforderlichen 
Stellungnahmen der betroffenen Stellen an. Diese 
haben sich hierzu unverzüglich, spätestens inner-
halb von 6 Wochen, zu äußern. Die Antwort ist 
durch die Leiterin bzw. den Leiter, in wichtigen An-
gelegenheiten durch die Beigeordnete bzw. den 
Beigeordneten zu unterzeichnen. 
 

(1) Die Prüferinnen und Prüfer unterrichten die Lei-
tungen der geprüften Stellen über den Prüfungs-
zweck. Dies gilt nicht, wenn die Unterrichtung den 
Prüfungszweck gefährden könnte sowie für turnus-
mäßig wiederkehrende Prüfungen und für Routi-
neprüfungen. 
 
(2) Werden bei Durchführung der Prüfung wesentli-
che Unkorrektheiten und Unregelmäßigkeiten fest-
gestellt, so sind die Oberbürgermeisterin bzw. der 
Oberbürgermeister und die bzw. der Vorsitzende 
des Rechnungsprüfungsausschusses unverzüglich 
zu unterrichten. Dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss ist in seiner nächsten Sitzung zu berichten. 
 
(3) Bei auftretenden Schwierigkeiten ist die bzw. 
der zuständige Beigeordnete, notfalls die Oberbür-
germeisterin bzw. der Oberbürgermeister um ein 
Einschreiten zu bitten. 
 
(4) Grundsätzlich sind alle Prüfungen mit einem 
Bericht abzuschließen. Vor dessen endgültiger Ab-
fassung sollen die wesentlichen Prüfungserkennt-
nisse in einem Abschlussgespräch erörtert werden. 
 
(5) Das Rechnungsprüfungsamt fordert unter Beifü-
gung des Prüfungsberichtes bzw. eines Berichts-
auszuges auf dem Dienstweg die erforderlichen 
Stellungnahmen der betroffenen Stellen an. Diese 
haben sich hierzu unverzüglich, spätestens inner-
halb von 6 Wochen, zu äußern. Die Antwort ist 
durch die Leiterin bzw. den Leiter, in wichtigen An-
gelegenheiten durch die Beigeordnete bzw. den 
Beigeordneten zu unterzeichnen. 
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(6) Das Rechnungsprüfungsamt legt Berichte über 
bedeutsame Prüfungen gleichzeitig der Oberbür-
germeisterin bzw. dem Oberbürgermeister sowie 
der bzw. dem Vorsitzenden und der bzw. dem stell-
vertretenden Vorsitzenden des Rechnungsprü-
fungsausschusses vor. Diese Berichte sind im 
Rechnungsprüfungsausschuss zusammen mit der 
Stellungnahme der Dienststelle, spätestens in der 
übernächsten Sitzung, vorzustellen. Darüber hin-
aus sind Feststellungen und Berichte des Rech-
nungsprüfungsamtes auf Verlangen der Oberbür-
germeisterin bzw. des Oberbürgermeisters oder 
der bzw. des Vorsitzenden des Rechnungsprü-
fungsausschusses im Rechnungsprüfungsaus-
schuss zu behandeln. 
 
(7) Berichte von besonderer Bedeutung kann der 
Rechnungsprüfungsausschuss dem Rat der Stadt 
zuleiten. 
 
(8) Das Rechnungsprüfungsamt teilt dem Rech-
nungsprüfungsausschuss unter Einbeziehung der 
Stellungnahme der Verwaltung den Abschluss des 
Ausräumungsverfahrens mit. Das Rechnungsprü-
fungsamt kann, auch auf Verlangen des Rech-
nungsprüfungsausschusses, Erfolgskontrollen vor-
nehmen. 
 
(9) Prüfberichte und -vermerke sind vertraulich zu 
behandeln. Eine Weitergabe an bzw. Gewährung 
der Einsichtnahme des Inhaltes durch Dritte, die 
weder dem Rat noch der Stadtverwaltung bzw. ei-
ner überprüften Gesellschaft angehören, ist nicht 
gestattet und kann zu straf-, datenschutz- und 
dienst- bzw. arbeitsvertraglichen Konsequenzen 
führen. Das Rechnungsprüfungsamt ist im Rahmen 
des interkommunalen Austausches berechtigt, 

(6) Das Rechnungsprüfungsamt legt Berichte über 
bedeutsame Prüfungen gleichzeitig der Oberbür-
germeisterin bzw. dem Oberbürgermeister sowie 
der bzw. dem Vorsitzenden und der bzw. dem stell-
vertretenden Vorsitzenden des Rechnungsprü-
fungsausschusses vor. Diese Berichte sind im 
Rechnungsprüfungsausschuss zusammen mit der 
Stellungnahme der Dienststelle, spätestens in der 
übernächsten Sitzung, vorzustellen. Darüber hin-
aus sind Feststellungen und Berichte des Rech-
nungsprüfungsamtes auf Verlangen der Oberbür-
germeisterin bzw. des Oberbürgermeisters oder 
der bzw. des Vorsitzenden des Rechnungsprü-
fungsausschusses im Rechnungsprüfungsaus-
schuss zu behandeln. 
 
(7) Berichte von besonderer Bedeutung kann der 
Rechnungsprüfungsausschuss dem Rat der Stadt 
zuleiten. 
 
(8) Das Rechnungsprüfungsamt teilt dem Rech-
nungsprüfungsausschuss unter Einbeziehung der 
Stellungnahme der Verwaltung den Abschluss des 
Ausräumungsverfahrens mit. Das Rechnungsprü-
fungsamt kann, auch auf Verlangen des Rech-
nungsprüfungsausschusses, Erfolgskontrollen vor-
nehmen. 
 
(9) Prüfberichte und -vermerke sind vertraulich zu 
behandeln. Eine Weitergabe an bzw. Gewährung 
der Einsichtnahme des Inhaltes durch Dritte, die 
weder dem Rat noch der Stadtverwaltung bzw. ei-
ner überprüften Gesellschaft angehören, ist nicht 
gestattet und kann zu straf-, datenschutz- und 
dienst- bzw. arbeitsvertraglichen Konsequenzen 
führen. Das Rechnungsprüfungsamt ist im Rahmen 
des interkommunalen Austausches berechtigt, 
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Prüfberichte und -vermerke weiterzugeben, falls 
dies zur Aufgabenwahrnehmung zweckmäßig er-
scheint und keine anderen Rechte entgegenste-
hen. 
 
(10) Zur Durchführung der Prüfungen erlässt der 
Leiter bzw. die Leiterin weitere Anweisungen. 
 
Die Methoden und der Umfang der Prüfung sind im 
Rahmen der von der Leiterin bzw. dem Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes erteilten Weisungen den 
Prüferinnen und Prüfern überlassen. 

Prüfberichte und -vermerke weiterzugeben, falls 
dies zur Aufgabenwahrnehmung zweckmäßig er-
scheint und keine anderen Rechte entgegenste-
hen. 
 
(10) Zur Durchführung der Prüfungen erlässt die 
Leiterin bzw. der Leiter weitere Anweisungen. 
 
Die Methoden und der Umfang der Prüfung sind im 
Rahmen der von der Leiterin bzw. dem Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes erteilten Weisungen den 
Prüferinnen und Prüfern überlassen. 

§ 10 
Prüfung des Jahresabschlusses und Gesamt-

abschlusses 
 
 
(1) Der Oberbürgermeister bzw. die Oberbürger-
meisterin leitet den vom Kämmerer bzw. von der 
Kämmerin aufgestellten und von ihr bzw. ihm be-
stätigten Entwurf des Jahresabschlusses ein-
schließlich Lagebericht bis spätestens 31.03. des 
Folgejahres dem Rat zu. Dieser leitet den Entwurf 
dem Rechnungsprüfungsausschuss zur Prüfung 
zu. 
Zur Durchführung der Prüfung bedient sich der 
Rechnungsprüfungsausschuss des Rechnungsprü-
fungsamtes. 
Der geprüfte Jahresabschluss wird bis zum Ende 
des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres vom 
Rat festgestellt. 
 
(2) Das Rechnungsprüfungsamt fasst die Ergeb-
nisse der Prüfung des Jahresabschlusses in einem 
schriftlichen Bericht zusammen und leitet diesen 
dem Rechnungsprüfungsausschuss mit einem Be-
stätigungsvermerk oder einem Vermerk über seine 

 Ersatzlos entfallen 
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Versagung gemäß § 101 Abs. 3 bis 7 GO zur Bera-
tung zu. Der Bericht und der Vermerk sind von der 
Leiterin bzw. dem Leiter zu unterzeichnen. 
 
(3) Werden der Jahresabschluss oder der Lagebe-
richt geändert, nachdem das Rechnungsprüfungs-
amt seinen Prüfbericht dem Rechnungsprüfungs-
ausschuss vorgelegt hat, so sind diese Unterlagen, 
soweit die Änderung es erfordert, erneut zu prüfen.  
Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. 
(4) Der Rechnungsprüfungsausschuss berät über 
den Bericht des Rechnungsprüfungsamtes. In sei-
nem Schlussbericht fasst der Rechnungsprüfungs-
ausschuss das Ergebnis der Prüfung in einem Be-
stätigungsvermerk zusammen (§ 101 Abs. 2 GO 
NRW) und legt diesen mit dem Schlussbericht dem 
Rat zur Feststellung des Jahresabschlusses und 
zur Beschlussfassung über die Entlastung vor. Der 
Bestätigungsvermerk ist vom Vorsitzenden des 
Rechnungsprüfungsausschusses zu unterzeich-
nen. 
 
(5) Vor Abgabe des Prüfungsberichtes durch den 
Rechnungsprüfungsausschuss an den Rat ist dem 
Oberbürgermeister Gelegenheit zur Stellungnahme 
zum Prüfungsbericht zu geben. Das gilt auch, so-
weit die Kämmerin bzw. der Kämmerer von ihrem 
bzw. seinem Recht nach § 95 Abs. 3 Satz 3 GO 
Gebrauch macht. 
 
(6) Soweit der Schlussbericht des Rechnungsprü-
fungsausschusses nicht mit der Auffassung des 
Rechnungsprüfungsamtes übereinstimmt, ist die 
abweichende Auffassung der Leiterin bzw. des Lei-
ters dem Rat zur Kenntnis zu bringen. 
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(7) Die Absätze 1 bis 6 finden für die Prüfung des 
Gesamtabschlusses entsprechende Anwendung. 
 
 

§ 11  
In-Kraft-Treten 

 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt am 
13.11.2015 in Kraft. Die Rechnungsprüfungsord-
nung vom 07.04.2011 tritt außer Kraft. 
 

§ 10  
In-Kraft-Treten 

 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt am 
12.07.2019 in Kraft. Die Rechnungsprüfungsord-
nung vom 12.11.2015 tritt außer Kraft. 
 

Redaktionelle Anpassung 

 
 


